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Anforderungen an eine Europäische 
Maritime Sicherheitsstrategie 
Deutschland sollte seine maritimen Interessen klar geltend machen 
Markus Harder 
Ozeane und Meere bilden mit ihren Rohstoffen und als Verkehrsraum eine unverzicht-
bare Grundlage für die Versorgung der europäischen Bevölkerung und zugleich für 
Europas Stellung unter den modernen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaften. 
Der Seehandel, die Seeverbindungswege und die maritime Infrastruktur Europas ge-
winnen politisch und wirtschaftlich zusehends an Bedeutung. Die EU, die sich der Ver-
wundbarkeit ihrer maritimen Interessen durchaus bewusst ist, erarbeitet derzeit eine 
Europäische Maritime Sicherheitsstrategie (EMSS). Aus deutscher Sicht müssen dafür 
die wirtschaftlichen und ökologischen Interessen Europas analysiert werden, wobei 
auch mögliche Einflüsse durch die Militarisierung maritimer Gebiete und die maritime 
Kriminalität zu berücksichtigen sind. Daraus gilt es dann gemeinsame europäische Hand-
lungsoptionen zu entwickeln. Auch die gegenwärtige kontinentale Beschränkung des 
geografischen Interessen- und Handlungsradius Europas bedarf dringend einer Revi-
sion, um den wachsenden maritimen Interessen der EU gegebenenfalls auch außerhalb 
des europäischen Seeraums Rechnung zu tragen. 
 
Vordringliche Aufgaben maritimer Sicher-
heit sind der Schutz und die Unversehrtheit 
von Personen, Seefahrzeugen, maritimen 
Gütern und maritimer Infrastruktur und 
damit auch der Schutz des Seehandels und 
der Schifffahrt. Ziel ist dabei, die friedliche 
und freie, an geltende Rechtsnormen 
gebundene Nutzung des Seeraums dauer-
haft zu gewährleisten. Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung und Wiederherstellung 
maritimer Sicherheit können präventiver 
und/oder reaktiver Natur und auf Staaten 
oder Organisationen ausgerichtet sein. 
Basierend auf den in der Integrierten Mee-
respolitik der EU (IMP) formulierten mari-
timen Interessen beschreibt der 2012 
veröffentlichte Fortschrittsbericht der Euro-
päischen Kommission zur IMP den aktuel-
len Stand, der bei der Förderung der mari-
timen Wirtschaft in Europa und der sektor- 
und grenzübergreifenden Kooperation aller 
maritimen Akteure zum Schutze der Mee-
resumwelt erreicht ist. Für beides muss 
als Teil der gesamtstaatlichen Sicherheits-
vorsorge auch die maritime Sicherheit 
gewährleistet werden, was wiederum eine 
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kontinuierliche, ressortübergreifende und 
multinationale Zusammenarbeit erfordert. 
Die IMP und die EMSS können hierzu 
Ansatzpunkte bieten. Eine Kombination 
beider Instrumente kann den Rahmen für 
eine Definition des Handlungsbedarfs und 
der Handlungsoptionen zum Schutz der 
maritimen europäischen Interessen bilden. 
Integrierte Meerespolitik (IMP) 
Die IMP ist ein Instrument der EU zur För-
derung der nachhaltigen Entwicklung 
maritimer Sektoren in Europa, wie Schiff-
bau, Fischerei und maritime Infrastruktur. 
Darin definiert sie ihre maritimen Interes-
senschwerpunkte und die existierenden 
Herausforderungen in aller Klarheit (u. a. 
die Förderung und Bewahrung von Ressour-
cen und die wirtschaftliche Nutzung des 
maritimen Umfelds durch Schifffahrt und 
Schiffbauindustrie). Mögliche Bedrohungen 
ihrer Interessen benennt sie allerdings nur 
vage. Eine Strategie zur Wahrung der mari-
timen Sicherheit der EU als Grundlage für 
den Schutz europäischer Interessen lässt 
sich aus der IMP in ihrer jetzigen Form 
nicht ableiten. Die Schwerpunkte der IMP 
können jedoch als Basis für eine Analyse 
maritimer Bedrohungen in der zu ent-
wickelnden EMSS genutzt werden. 
Europäische Sicherheitsstrategie 
versus IMP 
Bei der Darstellung ihrer wirtschaftlichen 
Stärke, ihrer kulturellen Vielfalt und ihrer 
Potentiale hat die EU lange Zeit eine konti-
nentale Perspektive eingenommen. Mittler-
weile beginnt sie sich aber vermehrt mit 
den maritimen Herausforderungen zu be-
fassen, auch mittels der IMP. Die existen-
tielle Bedeutung der Seeverbindungswege 
und der Meere als Ressourcenquelle sowie 
globale Sicherheitsaspekte erfordern eine 
Auseinandersetzung mit den maritimen 
Interessen auf EU-Ebene, die die nationale 
Blickrichtung der einzelnen EU-Mitglied-
staaten übersteigt. Über Vorschriften, Rege-
lungen und Verbote hinaus ist ein gemein-
samer Überwachungs- und Durchsetzungs-
mechanismus notwendig. 
In der Europäischen Sicherheitsstrategie 
(ESS) vom 12. Dezember 2003 werden mari-
time Themen einzig in Zusammenhang mit 
der Piraterie als neuer und nicht zu unter-
schätzender Form der organisierten Krimi-
nalität erwähnt. Parallelen zur IMP oder gar 
Überschneidungen mit ihr lassen sich allen-
falls im Kontext interpretieren. 
Da die Entwicklung beider Dokumente 
über Jahre hinweg getrennt verlief, lassen 
sich IMP und ESS nicht einfach gegenseitig 
ergänzen und zu einer gemeinsamen 
maritimen Strategie fortschreiben. Für den 
Ansatz zu einer solchen Strategie, mittels 
der die europäischen Mitgliedstaaten ihre 
maritimen Interessen gemeinsam schützen 
können, fehlt ein Bindeglied. Die EMSS 
kann diese Funktion übernehmen, sofern 
die nachfolgend beschriebenen Eckpunkte 
berücksichtigt werden. 
EMSS als Lösungsansatz 
Die EU will bis Jahresende 2013 einen Ent-
wurf für eine EMSS erarbeiten. Damit voll-
zieht sie einen konkreten Schritt, um die 
maritimen sicherheitspolitischen Heraus-
forderungen stärker in Rechnung zu stel-
len, und trägt zur Weiterentwicklung eines 
konsolidierten europäischen Sicherheits-
ansatzes bei. Voraussetzung dafür ist eine 
umfassende Definition der maritimen Risi-
ken und Bedrohungen und der hieraus 
abzuleitenden Handlungsoptionen zur 
gemeinsamen Interessenwahrung. Das 
Spektrum reicht dabei von präventiven 
bis zu reaktiven Optionen. 
Dass Bedarf für eine systematische, 
umfassend angelegte maritime Strategie 
besteht, ist von den EU-Mitgliedstaaten 
erkannt und akzeptiert worden. Vertreter 
des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
(EAD) und der Europäischen Kommission 
haben bereits einen Vorschlag für eine 
EMSS erarbeitet. Dieser Vorschlag bietet 
eine Basis für weitere Diskussionen und die 
Ausarbeitung einer EMSS im Rahmen von 
Expertentreffen. 
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Eckpunkte einer EMSS 
Bei der Erarbeitung der EMSS sollten alle 
EU-Mitgliedstaaten einbezogen werden. Die 
Entwicklung von Handlungsoptionen sollte 
sich an folgenden funktionalen und geo-
grafischen Gesichtspunkten orientieren. 
 
Funktionale Gesichtspunkte 
 Territoriale Integrität: Auch wenn die 
Europäer auf Basis der EMSS gemeinsam 
vorgehen sollen, müssen die hoheits-
rechtlichen Ansprüche der einzelnen EU-
Mitgliedstaaten gewahrt und geschützt 
werden. Die Rechtsgrundlagen des See-
rechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen sind hierbei zu berücksichti-
gen, dessen Bestimmungen einzuhalten. 
 Wirtschaft: Die maritimen Transport-
ströme und das Seeverkehrsaufkommen 
(durch die Handels- wie durch die mari-
time Touristik-Schifffahrt) nehmen zu, 
der Anspruch auf Zugang zu den natür-
lichen Ressourcen wird nachdrücklicher 
erhoben. Die resultierende Verschärfung 
des maritimen Wettbewerbs birgt Poten-
tial für Konflikte, sowohl zwischen den 
europäischen Akteuren als auch mit den 
Anrainerstaaten Europas. 
 Ökologie: Umweltverschmutzung und 
Raubbau an Rohstoffen (inklusive Raub-
fischerei) belasten die europäischen See- 
und Küstengebiete und haben direkten 
Einfluss auf die europäische Wirtschaft. 
 Sicherheit: Die Militarisierung mari-
timer Gebiete in Europa, insbesondere in 
maritim noch wenig entwickelten Län-
dern (z. B. Küstenländer ohne oder mit 
nur geringem Küstenschutz wie Monte-
negro), birgt Gefahren für die Sicherheit 
Europas. Dasselbe gilt für anhaltende 
bzw. neue Instabilität in Küstenstaaten. 
 Kriminalität: Die Entwicklung trans-
nationaler Kriminalität und innerstaat-
licher Probleme und deren wechsel-
seitige Verflechtung können auch die 
maritime Sicherheit beeinträchtigen. 
Demografische Entwicklungen können 
Ströme illegaler Immigranten auslösen 
und die maritime Kriminalität ansteigen 
lassen. 
Geografische Gesichtspunkte 
Die nötige Analyse der Herausforderungen 
und Risiken muss jene maritimen Inter-
essen der EU und ihrer Mitgliedstaaten 
sowohl im europäischen Raum als auch 
global beleuchten, die im Rahmen der funk-
tionalen Betrachtung zu definieren sind. 
Ansprüche auf territoriale Integrität außer-
halb des europäischen Kontinents vergrö-
ßern den geografischen Interessenradius 
der Europäer. Ein Beispiel ist der zuletzt 
2010 zwischen Argentinien und Groß-
britannien aufgrund britischer Ölförder-
vorhaben im Südatlantik erneut ent-
flammte Streit um die Falklandinseln. Die 
für Europas Wirtschaft wichtigen Waren-
transporte auf See machen vor den euro-
päischen Außengrenzen nicht halt. In-
sofern müssen neben dem vorrangigen 
europäischen Seeraum – von der Nord- 
und Ostsee bis hin zu Mittelmeer und 
Atlantik – auch jene maritimen Gebiete 
betrachtet werden, die an die EU-Mitglied-
staaten angrenzen. Ebenfalls zu berück-
sichtigen sind für die Handelsschifffahrt 
bedeutsame Seegebiete außerhalb des euro-
päischen Seeraums, beispielsweise am Horn 
von Afrika und im Golf von Guinea, die von 
Schiffen unter europäischer Flagge befah-
ren werden oder durch die strategische und 
für das Funktionieren der europäischen 
Wirtschaft maßgebliche Ströme verlaufen, 
wie die Straße von Malakka in Südostasien. 
Der Konzipierung der EMSS muss folg-
lich eine Analyse anhand geografischer, 
wirtschaftlicher und sicherheitspolitischer 
Faktoren vorausgehen, die über aktuelle 
Bedürfnisse hinaus zukünftige, möglichst 
auch globale Entwicklungen berücksich-
tigt. Seegebiete, deren Nutzung mittel- oder 
langfristig von europäischem Interesse 
sein könnte, beispielsweise die Nordwest- 
und die Nordostpassage der Arktis, sollten 
in den Prozess der EMSS-Entwicklung ein-
bezogen werden. 
Deutsche maritime Positionen 
Im Weißbuch zur Sicherheitspolitik 
Deutschlands und zur Zukunft der Bundes-
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wehr vom 25. Oktober 2006 wird betont, 
dass Deutschland infolge der dichten Ver-
flechtung der Weltwirtschaft hochgradig 
abhängig ist von einer gesicherten Rohstoff-
zufuhr und sicheren Transportwegen. Vor 
diesem Hintergrund wird die zunehmende 
Piraterie auf See als Bedrohung für Deutsch-
lands Volkswirtschaft eingestuft. 
Die Verteidigungspolitischen Richtlinien 
(VPR) vom 27. Mai 2011 verweisen bei der 
Definition deutscher Sicherheitsinteressen 
darauf, dass es notwendig ist, für einen 
freien und ungehinderten Welthandel 
sowie für freien Zugang zur Hohen See und 
zu natürlichen Ressourcen zu sorgen. 
Gerade weil Deutschland die Notwendig-
keit freier, unbehinderter Seewege erkennt, 
muss bei der Definition seiner maritimen 
Interessen der geografische Aktionsradius 
deutlicher als bislang erörtert werden, ins-
besondere im Bezug auf die deutsche Rolle 
im Welthandel, die über den EU-Seeraum 
hinausgreift. An Berlin liegt es nun, seine 
gegenwärtig eher landbasierte Sicherheits-
strategie im Hinblick auf seine maritimen 
Interessen zu erweitern; dabei gilt es so-
wohl die EMSS erfolgreich auszugestalten 
als auch nationale Grundsatzdokumente 
fortzuschreiben. 
Umsetzung – Anforderungen an die 
Akteure 
Die gemeinsame Entwicklung der EMSS 
kann nur Erfolg haben, wenn die EU-
Mitgliedstaaten zunächst ihre eigenen, 
nationalen Herausforderungen bewältigen. 
Im Sinne vernetzter Sicherheit müssen 
sie dabei ressortübergreifend agieren. Für 
Deutschland bedeutet dies: 
 Die nationalen maritimen Interessen 
müssen unter den genannten funktio-
nalen und geografischen Gesichtspunk-
ten eindeutig definiert sein. 
 Aufgrund knapper Ressourcen sollten 
Kapazitäten für Küstenschutz sowie für 
militärische Handlungsoptionen der 
See-, Luft- und Landstreitkräfte jeweils 
gemeinsam entwickelt werden – von 
Bund und Ländern, teilstreitkräfte-
übergreifend und mit internationalen 
Partnern. 
 Die informationstechnische Kompa-
tibilität ist auf nationaler Ebene – das 
heißt teilstreitkräfte- und bei Bedarf 
ressortübergreifend – ebenso sicher-
zustellen wie auf internationaler Ebene. 
Gerade auf internationaler Ebene muss 
gewährleistet sein, dass sich die landes-
spezifischen Sicherheitsvorgaben (Infor-
mationseinstufung) anwenden lassen. 
 Maritime Einsatzmittel müssen den 
neuen Herausforderungen technisch 
gewachsen sein. Klimatische Bedin-
gungen außerhalb des heimischen See-
territoriums lassen die Technik deut-
scher Seekriegsmittel bereits jetzt an 
ihre Grenzen stoßen. 
 
Um wiederum die nötigen technischen 
Voraussetzungen zu schaffen, bedarf es 
nennenswerter finanzieller Mittel. Will 
man die maritimen Interessen regional aus-
weiten, müssten Fähigkeiten modifiziert 
oder aber es müsste militärisches Gerät neu 
angeschafft werden. Beides lässt sich kaum 
mit den Sparmaßnahmen und Umstruktu-
rierungen im Rahmen der weltweit zu be-
obachtenden Bemühungen um eine Trans-
formation der Streitkräfte vereinbaren. 
Für alle Akteure stellt sich insofern 
die Frage, ob die eigenen Fähigkeiten aus-
reichen und welche Möglichkeiten beste-
hen, die die für Anpassungen und Neu-
anschaffungen benötigten Haushaltsmittel 
bereitzustellen. Bereits beschlossene mittel- 
und langfristige Rüstungsvorhaben müssen 
– zur Sicherstellung der Handlungsfähig-
keit – am Maßstab der erkannten zukünf-
tigen Herausforderungen neu bewertet 
werden. Die EMSS kann in diesem Kontext 
auch der Weiterentwicklung nationaler 
Strategien und Beschaffungsvorhaben 
dienen. 
Darüber hinaus könnte der EU-Ansatz 
genutzt werden, die Fähigkeiten von EU 
und Nato in einen umfassenderen strate-
gischen Handlungsrahmen einzubetten. 
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